
„Strohfrau“ haftet nicht für 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag
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Das Sächsische Landessozialgericht hat mit Urteil  vom 17.05.2013 – L 1 KR 43/09 – die 

Entscheidung des Sozialgerichts Leipzig vom 18.12.2008 – S 8 KR 36/04 – (und damit auch die

Eilentscheidung vom 25.02.2004 – S 8 KR 219/03 ER -) bestät igt, dergemäß eine „Strohfrau“, 

die als Freundin eines der drei Betreiber eines il legales Bordells den Mietvertrag für die Räume

des Etablissements und eine Gaststättenanmeldung unterzeichnet hatte, nicht den wegen der 

Beschäft igung der Bardamen und der Prost ituierten angefallenen 

Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen hat.

Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag hat, gemäß § 28e Abs. 1 Satz 1 SGB IV, (nur) der 

Arbeitgeber zu zahlen. Eine Person, die nach den tatsächlichen Umständen nur dem Anschein 

nach Betriebsinhaber ist, haftet nicht für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag.
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